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Text 

Anmeldung zur Prüfung und Prüfungsverfahren 

§ 352. (1) Die Meisterprüfungsstellen haben für die Abhaltung der Prüfungen unter 
Berücksichtigung der Zahl der zu erwartenden Prüfungswerber regelmäßig wiederkehrende Termine 
festzusetzen und für deren entsprechende Verlautbarung zu sorgen. Zwischen den Prüfungsterminen soll 
in der Regel ein Zeitraum von höchstens sechs Monaten liegen; jedenfalls ist ein Termin einmal im Jahr 
anzuberaumen. 

(2) Der Prüfungswerber hat sich für die Prüfung spätestens sechs Wochen vor dem festgesetzten 
Termin (Abs. 1) bei der Meisterprüfungsstelle anzumelden. Die Wahl der Prüfungsstelle steht dem 
Prüfungswerber frei. 

(3) Der Prüfungswerber ist von der Meisterprüfungsstelle formlos und rechtzeitig zur Prüfung 
einzuladen. Sind die allenfalls vorgeschriebenen Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung nicht 
erfüllt, hat die Meisterprüfungsstelle mit Bescheid die Zulassung zu verweigern. Gegen Bescheide der 
Meisterprüfungsstelle steht dem Prüfungswerber das Recht der Berufung an den Landeshauptmann zu. 

(4) Alle Schriften, Zeugnisse und Amtshandlungen in Prüfungsangelegenheiten sind von den 
Gebühren im Sinne des Gebührengesetzes 1957 und den Bundesverwaltungsabgaben befreit. 

(5) Über den Verlauf der Prüfung und der Beratung der Prüfungskommission ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die von allen Prüfern zu unterzeichnen ist. Das Ergebnis der Prüfung bestimmt sich nach der 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. 
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(6) Das Ergebnis der schriftlichen Prüfung ist dem Prüfungswerber durch die Meisterprüfungsstelle 
schriftlich oder fernmündlich bekannt zu geben. Dem Prüfungswerber ist auf sein Ersuchen in der 
Meisterprüfungsstelle Einsicht in die Beurteilung seiner schriftlichen Prüfungsarbeiten zu gewähren. 

(7) Bei Fragestellungen der schriftlichen Prüfung, die sich für die Anwendung eines 
Prüfungsverfahrens mit Mehrfachauswahl (Multiple-Choice-Verfahren) eignen, ist die Prüfung 
entsprechend einer Verordnung gemäß § 352a Abs. 1 Z 3 nach einem zertifizierten Computerprogramm 
abzuwickeln. Die Ermittlung des Prüfungsergebnisses hat ebenfalls automationsunterstützt zu erfolgen. 
Der Einsatz der Prüfungskommission ist nicht erforderlich. 

(8) Die mündliche Prüfung ist öffentlich, sofern der Prüfungswerber dagegen keinen Einspruch 
erhebt und die räumlichen Verhältnisse es zulassen. Im Zweifelsfall entscheidet der Vorsitzende. Der 
mündliche Teil der Prüfung ist vor der gesamten Kommission abzulegen. Das Ergebnis der Prüfung ist 
dem Prüfungswerber durch den Vorsitzenden vor der gesamten Kommission bekannt zu geben. 

(9) Gegen den Beschluss der Kommission steht dem Prüfling kein Rechtsmittel zu. 

(10) Die Meisterprüfungsstelle hat für jedes positiv absolvierte Modul der Meisterprüfung eine 
Bestätigung auszustellen. Liegen Bestätigungen über die positive Absolvierung aller abzulegenden 
Module vor, so ist ein Meisterprüfungszeugnis auszustellen. Die gleiche Vorgangsweise ist auch bei 
sonstigen Befähigungsprüfungen einzuhalten, die in Prüfungsteile gegliedert sind. 

(11) Hat der Prüfling die Prüfung lediglich teilweise bestanden, so kann die Prüfungskommission 
unter Berücksichtigung der bei der Prüfung festgestellten Fähigkeiten und Kenntnisse festlegen, welcher 
Prüfungsteil bei der Prüfung nicht zu wiederholen ist. 

(12) Bei behinderten Prüfungskandidaten ist, sofern die Behinderung die Ablegung der Prüfung 

überhaupt zulässt, auf das Gebrechen des Behinderten in besonderer Weise Bedacht zu nehmen. 

(13) Prüfungen, deren Ergebnis durch Fälschung einer Urkunde, falsches Zeugnis oder eine andere 
gerichtlich strafbare Handlung herbeigeführt oder sonstwie erschlichen worden ist oder deren 
Aufgabenstellung oder Abwicklung nachweisbar schwere Mängel aufweist, können von der 
Aufsichtsbehörde für ungültig erklärt werden. 
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